Christina Rau

Wer nicht handelt, wird behandelt

Festrede am 10. Juni 2010 beim Bürgerinstitut in Frankfurt  

Gerne bin ich nach Frankfurt gekommen, um mit Ihnen das 111. Jubiläum Ihres Bürgerinstituts und die Einweihung der neuen Räumlichkeiten zu feiern. Was mir nämlich Andreas Zimmer über Ihr Bürgerinstitut erzählte und was ich anschließend in der Festschrift zum 100. gelesen habe, machte mich richtig neugierig – zunächst auf diese vorbildliche Einrichtung, dann noch mehr auf die Begegnung mit Ihnen, die Sie so großartige Arbeit leisten.

Ich wollte Sie unbedingt kennenlernen. Denn Sie schenken anderen Menschen das Allerwichtigste und Teuerste, das man nicht kaufen kann, sondern nur verschenken: Sie schenken Lebenszeit und Zuwendung.

Das beeindruckt und berührt mich sehr, dafür haben Sie Respekt und Dank verdient, und dies möchte ich jeden einzelnen von Ihnen wissen lassen. Auch wenn Sie das vielleicht von sich weisen: Sie sind Vorbilder, die unsere Gesellschaft mehr denn je braucht!

Spontan fiel mir beim Lesen der Unterlagen ein Satz meines Großvaters Gustav Heinemann ein, ein Satz den auch mein Mann Johannes Rau häufig zitiert hat. Er lautet:

„Wer nicht handelt, wird behandelt und ist dem anderen kein Nächster.“

 Das ist ein Satz, der mir so recht zu passen scheint zu Wilhelm Merton, dem Gründer Ihres Bürgerinstituts, das zuerst und über viele Jahrzehnte Centrale für private Fürsorge hieß.

Merton war Bürger jüdischen Glaubens. So hatte er eine Vorstellung davon, was es heißt, nicht handeln zu können, sondern behandelt zu werden. Man brachte Juden ja immer wieder in eine Situation der Beschränkung ihrer Handlungsfähigkeit und behandelte sie als Bürger zweiter Klasse. Aber ein menschliches Miteinander ist nur möglich wenn keiner ausgegrenzt wird, auf Grund seiner Religion, seiner Herkunft, oder seiner nicht dem main stream entsprechenden Andersartigkeit. Gemeinsam handeln macht stark. In der ganzen Stadt handeln, mit jüdischen und nichtjüdischen Bürgern gemeinsam zum Besten der Stadt, das machte jüdische und nicht jüdische Bürger stark – und stärkte auch diejenigen, zu deren Gunsten man in der Centrale für private Fürsorge handelte.

Als Merton einen großen Teil seines Vermögens in die Gründung investierte, brachte er ganz selbstverständlich in der Stadt zur Geltung, was zu lernen war von der jüdischen Idee der Zedaka, dem jüdischen Wohltätigskeitsgesetz. Für Maimonides, den Gelehrten des Mittelalters war die höchste (achte) Stufe der Zedaka, den Bedürftigen in die Lage zu versetzen, sich selbst zu helfen. Heute nennt man das bei uns „Hilfe zur Selbsthilfe“ - und erweckt den Eindruck, das sei etwas ziemlich Neues. Es steht aber eine lange starke Tradition dahinter.

Merton stellte sich in diese Tradition und erkannte, dass man sich breit organisieren muss, wenn aus Almosengaben, wie er sie regelmäßig gab, wirklich Hilfe zur Selbsthilfe werden sollte. Und so finanzierte er eine Stelle, die nicht nur für die finanzielle Unterstützung Hilfsbedürftiger sorgte, sondern die half, die Ursachen für die Hilfsbedürftigkeit zu erkennen und zu beseitigen. Er nannte sein Projekt „Centrale für private Fürsorge.“ 

Privates Handeln rückte ins Zentrum, erhielt ein Zentrum, wurde öffentliches Handeln.

Von Anfang an war das Verhältnis zwischen privater und staatlicher Fürsorge problematisch. Einerseits brauchte der Staat die Unterstützung der Privaten. Andererseits stellten sie eine Bedrohung dar für seine Autorität. Oft wurde mehr als die selbstverständliche Rechenschaft gefordert. Dazu schrieb Freiherr vom Stein 1921:

„Das zudringliche Eingreifen der Staatsbehörden in Privat- und Gemeindeangelegenheiten muss aufhören, und dessen Stelle nimmt die Tätigkeit des Bürgers ein, der nicht in Formen und Papier lebt, sondern kräftig handelt, weil ihn seine Verhältnisse in das wirkliche Leben hineinrufen und zur Teilnahme an dem Gewirre der menschlichen Angelegenheiten nötigen. Man muss bemüht sein, die ganze Masse der in der Nation vorhandenen Kräfte auf die Besorgung ihrer Angelegenheiten zu lenken, denn sie ist mit ihrer Lage und ihren Bedürfnissen am besten bekannt.“

Das war den etwas obrigkeitsgläubigen Deutschen nicht so selbstverständlich. Und in der Zeit des schlimmsten Ausbruchs von Obrigkeitshörigkeit, nach 1933, wurde das Institut regelrecht zerlegt, die jüdischen Nachfahren seiner Gründerväter mussten fliehen, die Sozialdemokraten wurden ausgeschlossen, das bürgerschaftliche Element wurde Schritt für Schritt der autoritär verwalteten sogenannten Volksgemeinschaft unterworfen. Die Gegenwehr fing stark an – und wurde doch durch die Übermacht zerbrochen. Dennoch haben treue Menschen gleich 1945 die Arbeit an der Neukonstituierung wieder aufgenommen. Endlich wieder gemeinsam mit einem Vertreter der jüdischen Wohlfahrtspflege, Herrn Adelsberger, und einer Vertreterin der Arbeiterwohlfahrt, Marie Bittorf.

Liebe Festgesellschaft, die Geschichte, auf die Sie in diesem Bürgerinstitut zurückblicken können, kann sich sehen lassen. Sie zeugt an praktisch jedem Punkt davon, wie sehr es denen, die sich hier organisierten, auf die gemeinsame bürgerschaftliche Sache ankam.

In einer Zeit in der die Finanzkrise und Sparpläne die Schlagzeigen dominieren, lassen uns Verunsicherung und Ängste oft die Dankbarkeit darüber vergessen, dass wir in der Freiheit einer Demokratie leben. Es ist keine leichte Staatsform. Sie mutet uns viel Verantwortung zu – und bremst uns da, wo wir schnell Ergebnisse sehen oder selbst handeln wollen. Oft sind es lange Wege von der Idee bis zur demokratisch gültigen Entscheidung. Da kommt dann leicht Politikverdrossenheit auf und ein Schimpfen auf „die da oben.“ Ich habe viel davon gehört – das bleibt in dem Leben der Ehefrau eines Politikers nicht aus. Aber Demokratie kann nur funktionieren, wenn alle dazu beitragen, dass in unserer Gesellschaft die Starken für die Schwachen, die Gesunden für die Kranken, die Vermögenden für die Armen einstehen und ein jeder für seinen Nachbarn ein Nächster ist. Dieses kontinuierlich zu organisieren, ist seit 111 Jahren der Verdienst Ihres Bürgerinstituts. Aktiv finden Sie heraus, wo es besonders dringend ist, gehen auf Menschen zu: auf die armen und kinderreichen Familien arbeitsloser Menschen am Beginn des Jahrhunderts, auf die Kriegsopfer, Flüchtlingsfamilien und Ausgebombten in der Zeit nach dem Zweiten Weltkrieg, auf die große Zahl vereinsamter und bedürftiger alter Menschen in unserer vom demografischen Wandel geprägten Zeit. Mit der Beweglichkeit der privaten Organisation und den Mitteln einsatzfroher Bürger sorgen Sie dafür, dass unsere Gesellschaft nicht erfriert. In den Worten meines Mannes:

„ Hätten wir nur Beamtenrecht und Tarifverträge würde die Gesellschaft funktionieren und erfrieren. Sie lebt von dem, was Menschen über das ihnen Vorgeschriebene hinaus tun. Sie lebt davon, dass Menschen mehr tun, als ihre Pflicht ist, mehr, als ihnen eigentlich zugemutet werden kann.“

Und genau das tun Sie mit Ihrer unentbehrlichen Arbeit. 

Der Staat hat ja gerne den Eindruck erweckt, dass er für alle Wechselfälle des Lebens institutionell verankerte Lösungen bieten kann, dass er jeden Bedürftigen in seinen sozialen Netzen auffangen kann. Waren die Kosten auch gewaltig, so konnten sie doch geschultert werden durch stetige wachsende Erträge einer erfolgreichen Volkswirtschaft. Doch irgendwann knirschte es im sozialen Gefüge und das Wort von der sozialen Kälte ging um. Die institutionellen Lösungen, finanziert durch gewaltige Summen aus dem Staatshaushalt, erwiesen sich als unzureichend. Die technokratische Regelung und verwaltungsmäßige Abwicklung von Notfällen konnten nicht den Bedarf an emotionaler Verbundenheit, menschlicher Wärme und gefühlter Anteilnahme erfüllen, nach denen sich hilflos gewordene Menschen oft mehr sehnen als nach der monatlich überwiesenen Geldsumme zur Befriedigung ihrer Grundbedürfnisse. Der Mensch lebt nicht vom Brot allein: 

ein aufmunterndes Wort, das geduldige Zuhören, eine verständnisvolle Beratung, ein liebevolles Lächeln helfen manchmal nachhaltiger, Ängste, Sorgen, Krankheit und Einsamkeit zu überwinden, als der von der Sozialhilfe überwiesene Scheck. Und genau an dieser Schnittstelle, sehr geehrte Damen und Herren, stehen Sie und handeln und praktizieren Ihren Humanismus, ohne den eine noch so wohlhabende Gesellschaft zum emotionalen Kältetod verdammt ist. Hier wird deutlich, dass zwischen unverzichtbaren staatlichen Sozialleistungen und dem ehrenamtlichen sozialen Engagement eine notwendige Beziehung besteht. Das Ehrenamt kann die staatliche Hilfe nicht ersetzen, aber die staatliche Hilfe kann ohne die von Menschen geleistete tätige Nächstenliebe die seelische Not in unserer Gesellschaft nicht hinreichend lindern. Das Ehrenamt ist somit ein wichtiges Bindeglied zwischen staatlicher Fürsorge, die Notfälle „behandelt“, und der individuellen  Zuwendung, die einzelne Menschen „handelnd“ für Bedürftige leisten. 

Wir lesen und hören oft von der Gefahr einer zerfallenden Gesellschaft, der die Solidarität abhandenkommt. Die demographische Entwicklung gefährdet das konfliktfreie Miteinander der Generationen. Die Zahl der Alten und Gebrechlichen nimmt zu, ein drohender Pflegenotstand ängstigt alternde Menschen. Doch unter den immer älter werdenden Menschen sind noch viele, die nach Eintritt in den Ruhestand gern tätig sein möchten und im Handeln aus sozialer Verantwortung einen neuen Lebensinhalt finden möchten. Auch diesen rüstigen Mitbürgern geben Sie, liebe Mitglieder des Bürgerinstituts,  ein leuchtendes Beispiel für die Möglichkeit zur Teilhabe an der menschlichen Gestaltung unseres Zusammenlebens.
Klar bleibt: Es gibt in diesem Prozess viele Probleme, die vom Staat gelöst werden müssen – Rentenversicherung, Pflegeversicherung, fundamentale Absicherung der alten Menschen.

Für diese institutionellen Stellen ist die wachsende Zahl älterer Menschen aber eben eher eine mathematische Aufgabe - der alte Mensch ein Kostenfaktor - . Wie wir auf die wachsende Zahl alter Menschen unter uns schauen, ist unsere Sache. Man kann sie, wie der Frankfurter Frank Schirmacher im „Methusalem-Komplott“, als besorgniserregende Gesamtschau beschreiben  oder in der Form eines tiefsinnig-nüchternen persönlichen Berichts, wie die ehemalige Frankfurterin Silvia Bovenschen. 

Fest steht, dass mit 65 nicht alles vorbei ist. Wir haben eine große Zahl von sehr aktiven alten Menschen. Sie haben in einem langen Arbeitsleben große Kompetenzen erworben – im Unruhestand setzen sie diese großartig ein. Da sind nicht nur die sichtbaren „Elder Statesmen,“ die viel bewirken können – und das auch tun. Sie haben ihre Kinder groß, ihre berufliche Karriere hinter sich, verfügen über reiche Erfahrungen und große Netzwerke. Wir glauben ihnen, dass sie meinen, was sie sagen, denn sie verfolgen mit ihren Aussagen keine Karriereziele mehr. Außerdem sind wir neugierig auf ihre Ansichten, weil sie Zeiten selbst erlebt haben, die für uns fern und nur angelesene Gesichte sind. 

Aber diese Vorzüge des Alters haben nicht nur die prominenten „Elder Statesmen“ – sie sind bei jedem einzelnen alten Menschen zu finden. Häufig wissen aber die jungen Menschen gar nicht um die Vorzüge der alten Menschen – und umgekehrt wissen die aktiven Alten nicht, wo sie ihre Fähigkeiten noch sinnvoll einsetzen können. Hier kommen Sie ins Spiel und bringen Bürger zusammen und geben ihnen die Möglichkeit einander zu unterstützen und zu schätzen.

Wenn ein junger Mensch regelmäßig in die Wohnung eines hilfsbedürftigen älteren Menschen geht, im Haushalt hilft, mit ihm einkauft, ihm vorliest oder sich Geschichten aus seinem Leben anhört - sehr schnell wird jedem Aktiven klar, dass hier ein gegenseitiges Geben und Nehmen stattfindet. Der junge Mensch erfährt etwas, das ihm kein Geschichtsbuch geben kann. Der ältere Mensch erlebt, dass er nicht ausgeschlossen ist. 

Wer von den älteren Menschen sich aktiv an Aufgaben des Gemeinwohls beteiligen will, findet bei Ihnen die geeignete Adresse – und wer bedürftig geworden ist, findet die Helfer, die er braucht. Durch Ihre Angebote geben Sie allen, ob Jung oder Alt, die Möglichkeit zur Teilhabe an der menschlichen Gestaltung unseres Zusammenlebens. 

Liebe Festgesellschaft, ich bin überzeugt davon, dass ältere Menschen, die sich bei Ihnen engagieren, ihrem eigenen „Behandelt Werden“ entgehen oder es zumindest sehr lange aufschieben können. Wer in einem Ihrer Angebote aktiv war, wird, wenn er selbst der Hilfe bedarf, sich erinnern, wie gut er sich gefühlt hat, als er selber geholfen hat – und so weniger verschämt mit der Hilflosigkeit sein, die uns am Ende unseres Lebens alle betreffen kann. Denn er hat schon vorher gelernt, dass die Beziehung zwischen dem „Helfendem“ und dem „Geholfenem“ eine sehr gegenseitige ist, in der beide geben und beide nehmen. 

Wir können die demografischen Veränderungen in unserem Land als eine Katastrophe auf uns zukommen sehen und ergeben oder ängstlich abwarten, wie der Staat das Problem für uns lösen wird. Wir können die Dinge aber auch selbst in die Hand nehmen und durch wohlüberlegte Initiativen die großen Potentiale der vielen klugen und lebenserfahrenen älteren Menschen nutzen. 

Sie alle, die Hauptamtlich und die Ehrenamtliche, die Unterstützer aus den Unternehmen und Stiftungen , Sie spenden Wärme und Anteilnahme. Sie handeln, Sie sorgen dafür, dass möglichst viele Menschen einander Nächste sind.

Dafür möchte ich Ihnen ganz herzlich danken.

